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von Karina Schorn, Referatsleiterin, Büro des Bundeswahlleiters, Wiesbaden
Mit der deutschen repräsentativen Wahlstatistik steht der empirischen
wissenschaftlichen Wahlforschung ein Instrumentarium zur Verfügung,
das einzigartig in der Welt sein dürfte.1 Aber nicht nur für die Wissen-
schaft sind die Ergebnisse dieser Stichprobe eine aufschlussreiche
Erkenntnisquelle, sondern nicht minder für die politischen Parteien, für
die politische Arbeit von Parlament und Regierung und nicht zuletzt für
die interessierte Wahlbevölkerung. Umso wichtiger ist, dass diese wenig
bekannte Statistik bei denWählerinnen undWählern akzeptiert wird und,
dass die Mitglieder der betroffenen Wahlvorstände hinreichende Kennt-
nis über sie haben.
Die repräsentative Wahlstatistik ist eine
amtliche Statistik in der Bundesrepublik
Deutschland, die Auskunft über die
Wahlbeteiligung und die Stimmabgabe
von Männern und Frauen nach verschie-
denen Altersgruppen2 und Bundeslän-
dern gibt. Sie ist einzigartig, weil sie die
amtlichen Stimmzettel mit zusätzlich auf-
gedruckten Unterscheidungsmerkmalen
verwendet.
Mit der Feststellung des Umfangs, in
dem sich die Bevölkerung in ihren ver-
schiedenen Gruppen an der Wahl betei-
ligt und die Art, wie sie stimmt, erlaubt
sie wichtige Aufschlüsse über ihr wahl-
psychologisches Verhalten und ihre Be-
teiligung am demokratischen Staatsle-
ben. In Zeiten, in denen die Zahl der
Nichtwähler größer wird, die Wechselbe-
reitschaft der Wähler steigt, da sich Bin-
dungen an bestimmte Parteien lockern,
und das Parteienspektrum sich vergrö-
ßert, wird diese Statistik immer unver-
zichtbarer. Sie ist als aufschlussreiche





Die Anfänge der Wahlstatistik reichen bis
zu den Reichstagswahlen zwischen 1871
und 1912 im Deutschen Kaiserreich
zurück. Dort wurden allerdings lediglich
die bei den Wahlorganen angefallenen
Daten ausgewertet (dies entspricht nach
dem heutigen Verständnis der sog. allge-
meinen Wahlstatistik). Erste Ansätze für
eine repräsentative Wahlstatistik finden
sich bei den Wahlen zum Landtag 1903
in Sachsen.4 Hier wurden mittels Zähl-
karten aber nur die Wahlbeteiligung und
nicht die Stimmabgabe erfasst. In der
Weimarer Republik gab es ab 1924 neben
einer allgemeinen Wahlstatistik auch
Untersuchungen zur Stimmabgabe ge-
trennt nach Geschlecht, nicht aber nach
Altersgruppen unterteilt und nicht für
das gesamte Wahlgebiet.5
In der Bundesrepublik Deutschland
wurde erstmals zur zweiten Bundestags-
wahl 1953 nach der »Verordnung über die
Bundeswahlstatistik 1953« vom 21. Au-
gust 19536 und § 30 Abs. 2 Bundeswahl-
ordnung7 eine repräsentative Wahlstatis-
tik durchgeführt. Zwar beteiligten sich
alle damaligen Bundesländer an der
Durchführung, in zwei von ihnen wurde
aber bei der Wahlbeteiligung und/oder
der Stimmabgabe nur nach Geschlecht
und nicht nach Altersgruppen differen-
ziert. Mit dem neuen §52 Abs.2 des Bun-
deswahlgesetzes vom 7.Mai 1956 (BGBl.I
S. 383) und dem neuen § 84 der Bundes-
wahlordnung vom 16.Mai 1957 (BGBl. I
S. 441, 532) schuf der Gesetzgeber die
Rechtsgrundlage, nach der sich bei der
Bundestagswahl 1957 erstmals alle dama-
ligen Bundesländer einschließlich des
Saarlandes ohne Einschränkung an der
repräsentativen Wahlstatistik beteiligten.
Nach der Einbeziehung der Bevölkerung
Westberlins in die Bundestagswahlen und
dem Beitritt der ehemaligen Deutschen
Demokratischen Republik zur Bundesre-
publik Deutschland am 3. Oktober 1990
wurde die repräsentative Wahlstatistik
dann auch in Berlin und den neuen Bun-
desländern durchgeführt.
Für die Wahl zum 13. Deutschen Bun-
destag am 16.Oktober 1994 wurde mit der
Begründungvon »lautgewordenenBeden-
ken, mit einem nach Alter und Geschlecht
gekennzeichneten Stimmzettel an der
Wahl teilzunehmen« die repräsentative
Wahlstatistik aufgrund eines gemeinsa-
men Gesetzentwurfs der Fraktionen von
CDU/CSU, SPD und FDP kurz vor dem
Wahltag mit Gesetz8 ausgesetzt. Obwohl
die Wissenschaft bereits damals vehement
Einsprüche gegen diese Entscheidung vor-
getragen hatte, wurde bei der Wahl zum
14.Deutschen Bundestag am 27.Septem-
ber 1998 durch Gesetz9 die Statistik erneut
ausgesetzt. Die jeweils im Juni seit 1979
alle fünf Jahre stattfindenden Europawah-
len waren von diesen Aussetzungen nicht
betroffen.
Insbesondere den Aufrufen vieler
namhafter Wissenschaftler aus der Wahl-
forschung und zwei Entschließungen des
Bundesrates10 vom 23. September 1994
und 10.Juli 1998 ist es zu verdanken, dass
der Gesetzgeber mit dem Gesetz über die
allgemeine und repräsentative Wahlsta-
tistik bei der Wahl zum Deutschen Bun-
destag und bei der Wahl der Abgeordne-
ten der Europäischen Parlaments aus
der Bundesrepublik Deutschland vom
21.Mai 1999 (BGBl. I S.1023) die Erhe-
bung der repräsentativen Wahlstatistik
wieder ermöglicht hat.
Mit der Schaffung eines eigenständi-
gen Bundeswahlstatistikgesetzes passte
der Gesetzgeber die Regelungen an die
materiellen Anforderungen des Bundes-
statistikgesetzes (§ 9 Abs. 1) an. Gleich-
zeitig schrieb er zur weiteren Stärkung des
strafrechtlich geschützten Wahlgeheim-
nisses (z. B. §§ 107 c, 203, 353 b Strafge-
setzbuch) bislang schon praktizierte
Schutzmaßnahmen gesetzlich fest:
So wird bzw. werden
eine Mindestzahl von 400 Wahlberech-
tigten bei Urnen- und 400 Wählern bei
Briefwahlbezirken für die Stichproben-
wahlbezirke festgelegt (sog. Abschnei-
degrenze),
Geburtsjahrgänge zusammengefasst,
die keine Rückschlüsse auf das Wahl-
verhalten einzelner Wähler ermöglicht,
die zuständigen Stellen für die Stim-





die Zusammenführung von Wähler-
verzeichnis und gekennzeichneten
Stimmzetteln verboten,
die Auswertung der überlassenen
Wahlunterlagen durch die Statistik-
stellen auf eine strenge Zweckbindung
zurückgeführt und
Ergebnisse für einzelne Wahlbezirke
und einzelne Briefwahlbezirke nicht
bekanntgegeben.
Weiter sieht das Gesetz vor, dass die Trans-
parenz und damit die Akzeptanz der re-
präsentativen Wahlstatistik insbesondere
durch Regelungen über geeignete Maß-
nahmen – z.B. durch öffentliche Bekannt-
machung, Hinweise im Wahllokal, Infor-
mationen bei Übersendung der Briefwahl-
unterlagen – gefestigt werden soll.
Bei der Verabschiedung des Gesetzes hat
der Deutsche Bundestag in einer ange-
nommenen Entschließung hervorgeho-
ben, dass das Gesetz keine Verpflichtung
zur Einbeziehung der Briefwähler vorsehe
und zum Ausdruck gebracht, dass auf-
grund der steigenden Zahl dieser Wähler-
gruppe (bei der Bundestagswahl 1998
betrugderenAnteilbereits16%) ihrekünf-
tige Berücksichtigung zur Sicherung
genauer statistische Ergebnisse geboten
erscheine. Der Bundesrat betonte ebenfalls
mit einer Entschließung vom 30. Ap-
ril 1999, dass es angesichts wachsender
Briefwahl-Quoten geboten erscheine, sie
künftig zu berücksichtigen.11 Durch das
Erste Gesetz zur Änderung des Wahlstatis-
tikgesetzes vom 17. Januar 200212 erfuhr
das Wahlstatistikgesetz seine bis heute ein-
zige Änderung durch Einbeziehung der
Briefwahlstimmen in die repräsentative
Wahlstatistik. Die Entwicklung hat ge-
zeigt, dass diese Entscheidung richtig war,
da der Anteil der Briefwähler seitdem kon-
tinuierlich zugenommen hat (bei der Bun-
destagswahl 2002 betrug der Anteil der
Briefwähler 18% und bei der Bundestags-
wahl 2005 18,7%).
Die Entscheidung des Gesetzgebers
hatte zur Konsequenz, dass Briefwahlvor-
stände nicht mehr – wie bis dahin über-
wiegend – nach dem Briefwahlaufkom-
men, also mengenorientiert, gebildet
werden können. Vielmehr sind seitdem
nun zunächst Briefwahlbezirke, die das
Bundeswahlgesetz nicht kennt, auf der
Basis allgemeiner Wahlbezirke einzurich-
ten (§ 2 Abs. 2 Wahlstatistikgesetz), für
die dann Briefwahlvorstände einzusetzen
sind. Diese Vorgehensweise ist auch dann
erforderlich, wenn in dem (Land-)Kreis
bzw. der Gemeinde oder kreisfreien Stadt
Briefwahlbezirke bislang nicht in die
repräsentative Wahlstatistik einbezogen
wurden, weil sich die Auswahl der Stich-




Die besondere Bedeutung der repräsenta-
tiven Wahlstatistik liegt darin begründet,
dass sie zum einen auf der tatsächlichen
Stimmabgabe der Wählerinnen und
Wähler und zum anderen auf einer größe-
ren Stichprobe beruht. Die so gewonne-
nen Daten erreichen Prozentgenauig-
keit.13 Forschungsinstitute führen zwar
inzwischen neben anderen Befragungen
auch Befragungen von Wählern am
Wahltag beim Verlassen des Wahllokals
durch (sog. exit polls), um so das tatsächli-
che Abstimmverhalten und nicht nur die
Wahlabsicht zu erfassen.14 Aber selbst hier
ist nicht gesichert, dass stets richtige
Angaben über das Wahlverhalten ge-
macht werden. Auch können Briefwähler
nicht berücksichtigt werden. Die Demo-
skopie, die gegenüber der repräsentativen
Wahlstatistik z. B. auch Aufschluss über
die Motive der Wähler, demografische
Angaben und soziale Merkmale geben
kann, greift daher zur Absicherung ihrer
Ergebnisse auf die durch amtliche Statis-
tik ermittelten Ergebnisse zurück.
Methodische Grundlagen
Die repräsentative Wahlstatistik ist eine
Stichprobenerhebung. Nach § 3 Satz 1
Wahlstatistikgesetz ist der Bundeswahllei-
ter die für die Auswahl der Stichproben-
wahlbezirke verantwortliche Stelle. Er
trifft die Auswahl im Einvernehmen mit
den Landeswahlleitern und den Statisti-
schen Landesämtern. Die Anzahl der
Wahlbezirke, die in die Statistik einbezo-
gen werden, ist nach oben von Gesetzes
wegen begrenzt. Nach §3 Satz 2 Wahlsta-
tistikgesetz dürfen nicht mehr als 5% der
Gesamtzahl aller Urnen- bzw. Briefwahl-
bezirke im Bundesgebiet zur Stichprobe
herangezogen werden. Außerdem ist der
Stichprobenumfang in jedem Land be-
grenztaufhöchstens10%derZahlderdor-
tigen Urnen- bzw. Briefwahlbezirke. Diese
Festlegung der Anzahl der für die Stich-
probe ausgewählten Wahlbezirke erfolgte
durch den Gesetzgeber, um einerseits eine
ausreichende Breite der Erhebungsbasis
und damit eine hinreichende Genauigkeit
der Ergebnisse zu gewährleisten. Anderer-
seits soll sie aber auch eine unverhältnismä-
ßige Belastung der Wahlorganisation ver-
hindern.
Bei der letzten bundesweiten Wahl,
der Bundestagswahl 2005, wurde die Sta-
tistik in 2407 Wahlbezirken für die Fest-
stellung der Wahlbeteiligung und in
2867 Wahlbezirken für die Stimmabgabe
durchgeführt. Sie bezog damit 2,2 Milli-
onen der 61,9 Millionen Wahlberechtig-
ten in die Stichprobe ein. Zur letzten
Europawahl 2004 wurde die Statistik in
2405 bzw. 2905 Wahlbezirken durchge-
führt und erstreckte sich damit auf 2,3
Millionen Wahlberechtigte.
Der Stichprobenplan
Mit zunehmendem zeitlichem Abstand
zur Ziehung nimmt die Präzision von
Stichprobenergebnissen in der Regel ab.
Die letzte vollständige Neuauswahl der
Stichprobe zur repräsentativen Wahlsta-
tistik erfolgte zur Bundestagswahl 1998.
Es haben sich nach dem zuletzt fest-
gelegten Auswahlplan einige Mängel
gezeigt, so u. a.:
bei der Schichtung
Eine echte Schichtung erfolgte bisher
nur nach Bundesländern und Art des
Wahlbezirks (Urne/Brief ). Als zusätzli-
che präzisionssteigernde Maßnahme
wurde zusätzlich noch im Vorfeld der
Ziehung eine Sortierung der Auswahl-
grundlage nach Größenklassen der
Bezirke und Stimmanteile der wichtigs-
ten Parteien vorgenommen. Bei dieser
hierarchischen Sortierung musste eine
Reihenfolge der Parteien festgelegt wer-
den, was dazu führt, dass die Präzision
der Ergebnisse für die einzelnen Par-
teien stark differieren kann und
beim Stichprobenumfang der Bundes-
länder
Die Auswahlsätze und damit die Stich-
probenumfänge der Länder wurden
nicht nach einer einheitlichen Metho-
dik festgelegt.
Eine Stichprobenauswahl ist vom Grund-
satz her auf eine Bundestagswahl angelegt
und wird in modifizierter Form für eine
Europawahl übernommen. Ziel eines für
die beiden in diesem Jahr anstehenden
bundesweitenWahlengültigenneuenAus-
wahlplans ist es, einerseits die Präzision der
Stichprobenergebnisse in einzelnen Län-
dern zu steigern, und andererseits eine
HomogenisierungderErgebnisse imSinne
einer stärkeren Gleichbehandlung der fünf
derzeit im Europaparlament und im Deut-




erreichen. Wesentliche Ansatzpunkte zur
Erreichung dieser Ziele sind die Konstruk-
tion einer geeigneten Schichtung der Aus-
wahlgrundlage sowie die Wahl eines ange-
messenen Stichprobenumfangs für jedes
Bundeslandunddie zugehörigeAufteilung
auf die einzelnen Schichten.
So wird für die Bundestagswahl die Aus-
wahlgrundlage – wie beim bisherigen
Stichprobenplan – nach Bundesländern
und Art der Wahlbezirke (Urne/Brief )
geschichtet. Innerhalb der so erzeugten
Kreuzkombinationen aus Land und Wahl-
bezirksart, werden dann unter Einsatz von
Verfahren aus dem Bereich der Clusterana-
lyse weitere Schichten gebildet. Durch
Clusteranalyse wird versucht solche Wahl-
bezirke in einer Schicht zusammenzufas-
sen, die sich bezüglich der Zahl15 an gülti-
gen Zweitstimmen für die einzelnen Par-
teien möglichst ähnlich sind, d. h. es wer-
den Wahlbezirke gesucht, die eine mög-
lichst homogene Struktur aufweisen. Die
Anzahl der zu bildenden Schichten wird
über das Zusammenwirken von Stich-
probenumfang, Präzisionsvorgaben für
Ergebnisse und den Verhältnissen in der
Auswahlgrundlage austariert. Das Auftei-
lungsverfahren des Stichprobenumfangs
eines Landes auf die gebildeten Schichten
entspricht weitgehend einer proportiona-
len Aufteilung mit Standard-Rundung.
Zur Beurteilung der Wirksamkeit
einer gebildeten Schichtung mit zugehö-
riger Aufteilung des Stichprobenumfangs
wurde immer simultan eine Fehlerrech-
nung für die frei hochgerechneten Zweit-
stimmen-Anteilswerte der fünf im Bun-
destag vertretenen Parteien auf Basis
der Verhältnisse in der Auswahlgrund-
lage16 durchgeführt. Als Qualitätsmaß-
stab diente dabei der relative Standard-
fehler17 dieser Anteilswerte.
Für die Europawahl 2009 wird es etwa
90.000 Wahlbezirke, darunter ca. 80.000
Urnen- und ca. 10.000 Briefwahlbezirke
geben. Die Wahlbeteiligung der Männer
und Frauen nach Altersgruppen und die
Stimmabgabe wird bundesweit in 2.533
Wahlbezirken und 322 Briefwahlbezir-
ken statistisch erfasst werden.
In der obenstehenden Übersicht sind
die Anzahl der nach dem Stand vom
08. 04. 2009 ausgewählten Stichproben-
wahlbezirke bzw. Stichprobenbriefwahl-


























Das bisher angewandte Hochrechnungs-
verfahren der repräsentativen Wahlstatis-
tiken weist einige Nachteile und Mängel
auf, die für die beiden 2009 anstehenden
bundesweiten Wahlen eine Neukonzep-
tion wünschenswert erscheinen ließen.
Bisher erfolgt eine Hochrechnung je
Bundesland durch eine Verhältnisschät-
zung, d.h. eine Anpassung an Totalwerte
des amtlichen Endergebnisses mit Be-
zugsmerkmal Wahlberechtigte (für die
Statistik der Wahlbeteiligung) bzw. Zahl
der gültigen Zweitstimmen der im Bun-
destag vertretenen Parteien (für die Sta-
tistik der Stimmabgabe). Die Hochrech-
nung basiert bisher auf voraggregierten
Länderergebnissen.
Ein Nachteil des jetzigen Hochrech-
nungsverfahrens besteht darin, dass nicht
dieganzezurVerfügungstehende Informa-
tion in effizienter Weise ausgeschöpft wird.
Durch Anwendung eines modernen Ka-
librierungsverfahrens bzw. einer Regressi-
onsschätzung anstelle der bisherigen Ver-
hältnisschätzung können neben der Zahl
der Wahlberechtigten und bei der Bundes-
tagswahl der Zahl der gültigen Zweitstim-
men zur Hochrechnung weitere Hilfs-
merkmale, z.B. die Zahl der Wähler und –
bei der Bundestagswahl – die Zahl der gül-
tigen Erststimmen verwendet werden.
Dies hat zum einen den Vorteil, dass die
Qualität der hochgerechneten Ergebnisse
gesteigert werden könnte, zum anderen
erreicht man durch die Kalibrierung, dass
die ausgewiesenen Ergebnisse zur Stimm-
abgabe (Erst- und Zweitstimmen bei der
Bundestagswahl) sowie zur Wahlbeteili-
gungkonsistentmitdemamtlichenEnder-
gebnis sind.18
Neben einer Verbesserung der Quali-
tät der Ergebnisse führt die Anwendung
eines Kalibrierungsverfahrens auch dazu,
dass man für jeden Wahlbezirk einen
einheitlichen Hochrechnungsfaktor be-
kommt, mit dem dann sämtliche Aus-
wertungen durchgeführt werden kön-
nen.19 Eine entsprechende Umstellung ist
daher für das Jahr 2009 vorgesehen.
Auszählungsmerkmale
Die Wahlbeteiligung der Männer und
Frauen wird für beide im Jahr 2009 anste-
hende bundesweiten Wahlen nach fol-
genden zehn Altersgruppen festgestellt
(Abb.2).
Zur Erfassung der Stimmabgabe der
Männer und Frauen sind folgende fünf
Altersgruppen festgelegt (Abb.3).
Die Altersgruppen zur Feststellung der
Wahlbeteiligung und zur Erfassung der
Stimmabgabe sind seit der Bundestags-
wahl 1972 unverändert geblieben.
Seit 1953 hat es insgesamt drei Erwei-
terungen in der Festlegung der Altersglie-
derung z.B. bedingt durch die Herabset-
zung der Altersgrenze für das aktive
Wahlrecht von 21 auf 18 Jahre gegeben.
Dadurch ist eine ununterbrochene Zeit-
reihe nur bei der Altersgruppe »60 Jahre
und älter« möglich. Aufgrund der Ent-
wicklung der Altersstruktur der wahlbe-
rechtigten Bevölkerung wird derzeit eine
weitere Ausdifferenzierung der Altersko-
horte »60 Jahre und mehr« unter Berück-





Geburtsjahr das entspricht etwa Alter
1989 – 1991 unter 21 Jahre
1985 – 1988 21 bis unter 25 Jahre
1980 – 1984 25 bis unter 30 Jahre
1975 – 1979 30 bis unter 35 Jahre
1970 – 1974 35 bis unter 40 Jahre
1965 – 1969 40 bis unter 45 Jahre
1960 – 1964 45 bis unter 50 Jahre
1950 – 1959 50 bis unter 60 Jahre
1940 – 1949 60 bis unter 70 Jahre
1939 und früher 70 Jahre und älter
Abb.2
Geburtsjahr das entspricht etwa Alter
1985 – 1991 unter 25 Jahre
1975 – 1984 25 bis unter 35 Jahre
1965 – 1974 35 bis unter 45 Jahre
1950 – 1964 45 bis unter 60 Jahre




Einzelheiten der Durchführung der reprä-
sentativen Wahlstatistik regeln die Leiter
der Statistischen Ämter der Länder im Ein-
vernehmen mit den Landeswahlleitern
und den Kreis- bzw. Stadtwahlleitern, in
deren Kreisen bzw. Städten Stichproben-
(brief )wahlbezirke liegen. Diese Kreis-
bzw. Stadtwahlleiter erhalten die endgül-
tige Liste der Stichproben(brief )wahlbe-
zirke über den Landeswahlleiter vom
zuständigen Statistischen Landesamt mit
derBitte,denbetroffenenGemeindenmit-
zuteilen, in welchem Umfang ihre Mitar-
beit erforderlich und vorgesehen ist. Die
praktische Durchführung liegt bei den
Gemeinden und den Statistischen Landes-
ämtern.
aa) Angaben über die Wahlbeteiligung
nach Geschlecht und Altersgruppen
Die Angaben über die Wahlbeteiligung
nach Geschlecht und Altersgruppen wer-
den aus den Wählerverzeichnissen ge-
wonnen. Die für die Auszählung und
Ergebniszusammenstellung entwickelten
Formblätter, sehen den Nachweis der
a) Wahlberechtigten laut Wählerver-
zeichnis ohne Sperrvermerk W
b) Wähler mit Stimmabgabevermerk
vor. Die Differenz sind die Nichtwähler
unter den Wahlberechtigten ohne Wahl-
schein. Zusätzlich ist noch der Nachweis
der Wahlberechtigten mit Sperrver-
merk W für einen Überblick über die
Wahlberechtigten mit Wahlschein nach
Geschlecht und Altersgruppe vorgese-
hen. Das Verfahren hat den Vorteil, dass
nur mit dem Wählerverzeichnis gearbei-
tet zu werden braucht und die Auszäh-
lung der eingegangenen Wahlscheine
entfällt.
bb) Feststellungen über die Stimmabgabe
Für die Feststellungen über die Stimm-
abgabe sind Stimmzettel mit Unterschei-
dungsbezeichnungen zu verwenden. Es
ergeben sich zehn Unterscheidungs-
merkmale, die bereits bei Drucklegung
der Stimmzettel zweckmäßigerweise in
der rechten oberen Ecke unverschlüsselt
aufzudrucken sind. Lediglich um die
spätere Auszählung zu erleichtern, emp-
fiehlt es sich, auf die Stimmzettel neben
der Angabe des Geschlechts und des
Geburtsjahrgangs Schlüsselbuchstaben
zu setzen, so dass die im Jahr 2009 auf
die Stimmzettel zu druckenden Angaben
wie folgt lauten:
A. Mann, geboren 1985 – 1991
B. Mann, geboren 1975 – 1984
C. Mann, geboren 1965 – 1974
D. Mann, geboren 1950 – 1964
E. Mann, geboren 1949 und früher
F. Frau, geboren 1985 – 1991
G. Frau, geboren 1975 – 1984
H. Frau, geboren 1965 – 1974
I. Frau, geboren 1950 – 1964
K. Frau, geboren 1949 und früher
Die für jede dieser Gruppen in einem
Wahlbezirk benötigte Anzahl an Stimm-
zetteln lässt sich aus den Anteilen der
Gruppen an der Deutschen Bevölkerung
im Alter von 18 Jahren und darüber in
der betreffenden Gemeinde schätzen.
Die Anteile betragen z.B. für das Bundes-
gebiet (Stand 31. 12. 2007) gerundet: 5,
7, 8, 14, 15; 5, 6, 8, 13, 19%. Nach die-
sen Verhältniszahlen errechnen sich fol-
gende Stimmzettelmengen für die einzel-
nen Gruppen:
Für einen Wahlbezirk mit 1.000 Wahl-
berechtigten oder etwa 1.400 Einwoh-
nern: 50, 70, 80, 140, 150; 50, 60, 80,
130, 190.
Für einen Wahlbezirk mit 1.500 Wahl-
berechtigten oder etwa 2.100 Einwoh-
nern: 75, 105, 120, 210, 225; 75, 90,
120, 195, 285.
Für Briefwahlbezirke empfiehlt es sich,
die Hälfte der Wahlberechtigten in den
zu dem jeweiligen Briefwahlbezirk
zusammengefassten allgemeinen Wahl-
bezirken zugrunde zu legen, um zu
gewährleisten, dass in jeder Altersgruppe
je Geschlecht in ausreichender Anzahl
Stimmzettel mit Unterscheidungsbe-
zeichnungen für die Briefwähler vorlie-
gen. Die angegebenen Mengen würden
für eine 100 %-ige Wahlbeteiligung aus-
reichen.
Die Feststellung, zu welcher der vorge-
sehenen Gruppe der Wähler gehört, muss
bereits bei der Ausgabe der gekennzeich-
neten Stimmzettel in den Auswahlbezir-
ken bei der Urnen- und Briefwahl vorge-
nommen werden. Das Verfahren für die
Ausgabe der Stimmzettel an die einzelnen
Wählergruppen wird den Gemeinden
und Wahlvorständen überlassen werden.
Folgendes Verfahren erscheint während
der Urnenwahl zweckmäßig:
Die gekennzeichneten Stimmzettel
werden, nach den zehn Schlüsselbuchsta-
ben sortiert und in der Reihenfolge der
Schlüsselbuchstaben gelegt, auf einem
Tisch am Eingang des Wahllokals bereit-
gehalten. Der mit der Ausgabe der
Stimmzettel betraute Beisitzer stellt bei
jedem Wahlberechtigten durch Erfragen
des Geburtsjahres fest, zu welcher Alters-
gruppe er gehört, und händigt ihm den
entsprechenden Stimmzettel aus. Sofern
die Wahlbenachrichtigungskarten das
Geburtsdatum enthalten, erübrigt sich
eine Befragung. Weiterhin kann die
Befragung unterbleiben, wenn dem mit
der Verteilung der Stimmzettel betrauten
Beisitzer eine Abschrift des Wählerver-




Geburtsdatum ergibt. Sind keine Hilfs-
mittel vorhanden und weigert sich der
Wähler, sein Geburtsdatum anzugeben,
ist der Stimmzettel nach einem geschätz-
ten Alter auszuwählen.
b) Besonderheiten bei der
Briefwahl:
Briefwähler in den ausgewählten Brief-
wahlbezirken erhalten – entsprechend
der o. a. Darstellung – Stimmzettel mit
Unterscheidungsaufdruck mit ihren
Briefwahlunterlagen. Nach § 5 Abs. 2
Satz 1 Wahlstatistikgesetz in Verbindung
mit §2 Abs.1 Buchstabe b Wahlstatistik-
gesetz dürfen nur die Wähler in den aus-
gewählten Wahlbezirken und Stichpro-
benbriefwahlbezirken in die repräsenta-
tive Wahlstatistik einbezogen werden,
sodass zu gewährleisten ist, dass alle Brief-
wähler in den ausgewählten Briefwahlbe-
zirken aber auch nur in diesen Stimmzet-
tel mit Unterscheidungsaufdruck erhal-
ten.
c) Auszählung:
Die Sonderauszählungen über die
Stimmabgabe nach Geschlecht und
Altersgruppen sowie über die ungültigen
Stimmen müssen zeitlich und örtlich von
den Feststellungen der eigentlichen amt-
lichen Wahlergebnisse getrennt und
nicht im Wahllokal vorgenommen wer-
den. Das Wahlstatistikgesetz (§ 5 Abs. 2)
schreibt vor, dass die Gemeindebehörden
die ihnen von den Wahlvorstehern über-
gebenen verpackten und versiegelten
Stimmzettel der für die Statistik ausge-
wählten Wahlbezirke ungeöffnet und
getrennt nach Wahlbezirken zur Auswer-
tung an das zuständige Statistische Amt
des Landes weitergeben. Gemeinden, die
über eine Statistikstelle im Sinne des §16
Abs. 5 Satz 2 des Bundesstatistikgesetzes
verfügen, können die statistische Auswer-
tung der Stimmzettel (nach Ermittlung
der Wahlergebnisse in den Wahllokalen)
mit Zustimmung des Landeswahlleiters
selbst in der Statistikstelle vornehmen; sie
teilen die Ergebnisse getrennt nach Wahl-
bezirken dem zuständigen Statistischen
Amt des Landes mit.
aa)
Die Auszählung der Wählerverzeichnisse
zur Ermittlung der Wahlbeteiligung wird
gemäß § 5 Abs. 1 Wahlstatistikgesetz
nach Abschluss der Wahl von den
Gemeinden, in denen die ausgewählten
Wahlbezirke liegen, durchgeführt. Die
Gemeinden teilen die Ergebnisse ge-
trennt nach Wahlbezirken dem zuständi-
gen Statistischen Amt des Landes mit.
Die Sonderauszählungen zur Feststel-
lung der Wahlbeteiligung bleiben auf die
Wahlberechtigten und Wähler ohne
Wahlschein (Urnenwähler) beschränkt.
bb)
Die Auszählung der für die einzelnen
Wahlvorschläge abgegebenen Stimmen
nach Geschlecht und Altersgruppen der
Wähler kann in den Statistischen Landes-
ämtern bzw. in den abgeschotteten Statis-
tikstellen von Gemeinden auf verschie-
dene Weise in einem oder mehreren
Arbeitsgängen erfolgen. Am einfachsten
ist das Häufelungsverfahren, das am
schnellsten zum Ziele führt. Bei diesem
Verfahren werden die Stimmzettel zu-
nächst sortiert, anschließend wird die
Zahl der Stimmzettel in den einzelnen
Häufchen unmittelbar in ein vorgegebe-
nes Formular übernommen. Dabei erfol-
gen wieder Sonderauszählungen der
ungültigen Stimmen.
d) Ergebnisse:
Das Ergebnis der Wahlbeteiligung und
das der Stimmabgabe sind anschließend in
den dafür vorgesehenen Formblättern –
jeweils nach Geschlecht und Altersgrup-
pen – zusammenzustellen und nur die
Landesergebnisse an das Statistische Bun-
desamt zu liefern.
Aufklärungsarbeit
Nach § 3 Satz 5 Wahlstatistikgesetz
sind die Wahlberechtigten in den
Stichprobenwahlbezirken in geeigneter
Weise über die Durchführung der re-
präsentativen Wahlstatistik zu infor-
mieren. Um eine einheitliche Verfah-
rensweise sicherzustellen, erfolgen fol-
gende Maßnahmen:
Aushang einer Bekanntmachung des
Kreis- bzw. Stadtwahlleiters vor den
betroffenen Wahllokalen.
Auslage des jeweils aktuellen Merk-
blatts »Der Bundeswahlleiter infor-
miert über die Durchführung einer
repräsentativen Wahlstatistik zur Wahl
…« in ausreichender Stückzahl in den
Wahllokalen sowie Übersendung des
Merkblatts an Wahlberechtigte, die in
einem ausgewählten Stichprobenbrief-
wahlbezirk einen Wahlschein erhalten,
mit den Briefwahlunterlagen.
Unterrichtung im Vorfeld einer Wahl
(z. B. mit der Wahlbenachrichtigung
oder als amtliche Bekanntmachung),
da eine Unterrichtung des Wahlbe-
rechtigten im Wahllokal unmittelbar
vor der Stimmabgabe allein nicht aus-
reichend erscheint.
Ergänzend wird die Wählerschaft durch
Öffentlichkeitsarbeit des Bundeswahllei-
ters und der Landeswahlleiter über Fern-
sehen und Hörfunk über die repräsenta-
tive Wahlstatistik unterrichtet. Darüber
hinaus sind alle beteiligten Stellen aufge-
fordert, bei Anfragen die gesetzlichen
Regelungen zur Durchführung der reprä-
sentativen Wahlstatistik zu erläutern, die




Die aus den Stichprobenbezirken gewon-
nenen Daten werden zunächst länder-
weise hochgerechnet und hieraus durch
Zusammenfassung das Ergebnis für das
Bundesgebiet ermittelt. Die Daten aus
der repräsentativen Wahlstatistik werden
sowohl vom Statistischen Bundesamt
(auf Bundes- und Landesebene) wie von
den Statistischen Landesämtern (auf
Landesebene) veröffentlicht und ausge-
wertet. Soweit einzelne Gemeinden für
eigenen Zwecke wahlstatistische Auszäh-
lungen durchführen, dürfen die Ergeb-
nisse nur auf Gemeindeebene veröffent-
licht werden (§8 Wahlstatistikgesetz).
Die das Wahlverhalten bei den einzelnen
Wahlen allgemein und nach Geschlecht
und Altersgruppen analysierende und
kommentierende Publikationen lassen sich
in amtliche20 und wissenschaftliche auftei-
len, wobei letztere aufgrund des breiten
Interesses an Wahlanalysen inzwischen
kaum mehr überschaubar ist.
Fazit
Die repräsentative Wahlstatistik ist ein
wichtiger Schlüssel zum tatsächlichen
Wahlverhalten der Wähler. Sie sollte
daher in ihrer Bedeutung gewürdigt und
bei den betroffenen Wählern und Wahl-
organen akzeptiert und anerkannt wer-
den. Auf ihre Ergebnisse wartet eine inte-
ressierte Öffentlichkeit in diesem Jahr




Ganz gleich in welchem Bereich des Verwaltungsrechts man tätig
ist, mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz (Bund) wird man, je-
denfalls mittelbar, nahezu immer konfrontiert werden. Nicht nur
in Zweifelsfällen ist es dabei hilfreich, auf eine umfassende und
gut lesbare Kommentierung zurückgreifen zu können. Grund hier-
für ist im Wesentlichen die von den Autoren des Werkes gefunde-
ne Balance zwischen der Darstellung von Strukturen einerseits
und der vertieften Bearbeitung diffiziler Probleme des Verwal-
tungsrechts andererseits. 
Die übersichtliche und benutzerfreundliche Gestaltung gewährlei-
stet einen schnellen Zugriff auf die einzelnen Themenbereiche des
Verwaltungsverfahrensgesetzes. Dies gilt für wissenschaftlich 
Interessierte gleichermaßen wie für diejenigen, die das Werk zur
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